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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Forschung und Technologie und für das Post- und 
Fernmeldewesen 


zum Antrag der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, 
Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, 
Schröder (Lüneburg), Frau Dr. Walz, Weber (Heidelberg) und der 
Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache 7/865 — 

betr. Rationalisierung Kosten- und Erfolgskontrolle im Bundesministerium 
für Forschung und Technologie 


A, Problem 

Die steigenden Forschungs- und Entwicklungsausgaben des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie für eine 
Vielzahl von Forschungsprojekten und Forschungsinstitutionen 
können nur durch einen systematischen Ausbau der Informa- 
tionsbeschaffung und Informationsverarbeitung sinnvoll einer 
Kontrolle zugänglich gemacht werden. 


B. Lösung 

Mit dem Antrag soll das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie aufgefordert werden, eine fortlaufende Kostenkon- 
trolle der geförderten Forschungsprojekte und -Institute durch- 
zuführen, das vorhandene Haushalts- und Forschungsinforma- 
tionssystem auszubauen, eine projektbegleitende Erfolgskon- 
trolle einzuführen und seine Verwaltungsarbeit an den der 
Forschungsförderung angepaßten Bedingungen zu orientieren. 
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C. Alternativen 

Der Ausschuß ist mit Mehrheit (SPD, FDP) der Ansicht, daß die 
mit dem Antrag verbundene Zielsetzung durch Maßnahmen der 
Bundesregierung entweder bereits verwirklicht wurden oder 
in der Verwirklichung begriffen sind und der Antrag daher 
inhaltlich überholt ist. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Stavenhagen und Hoffie 


Der Antrag wurde in der 67. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 29. November 1973 an den Aus- 
schuß für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 13. Februar 1974 abschließend beraten und mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/ 
CSU den Beschluß gefaßt, dem Hohen Hause die 
Ablehnung des Antrags zu empfehlen. 

Die Mehrheit (SPD, FDP) war der Auffassung, daß 
der Antrag durch die von der Bundesregierung be- 
reits verwirklichten oder in der Verwirklichung be- 
griffenen Maßnahmen, über die die Bundesregierung 
bereits in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der SPD, FDP — Drucksache 7/1279 — 
berichtet hat, inhaltlich überholt ist. Die Bundes- 
regierung ist durch effizientere Gestaltung des 
Managements in den Forschungszentren, bei Groß- 
projekten durch Vereinbarungen mit Festpreisen 
oder Verträge mit Festpreiselementen, durch bereits 
vorliegende Programmbudgets der Forschungsein- 
richtungen, die der besseren Übersichtlichkeit der 
Programmgestaltung dienen sowie durch Erprobung 
eines mehrstufigen Berichts- und Bewertungssystems 
in der Lage, eine fortlaufende Kostenkontrolle der 
Forschungsprojekte und -einrichtungen durchzufüh- 
ren. Hinsichtlich der Forschungs- und Informations- 


systeme wird die Möglichkeit geprüft, ob einheit- 
liche und aussagefähige Vergleichsdaten in Kenn- 
ziffern ausgewählt werden können. Die gewünschte 
Erfolgskontrolle bei Forschungsprojekten und -Insti- 
tuten befindet sich in den Anfängen, wobei die 
Schwierigkeiten in der mangelnden Erfahrung — 
auch im Ausland — liegen und mit der personellen 
Kapazität des Ministeriums Zusammenhängen. Der 
Fortschritt im Ablauf und in der Vereinfachung der 
Verwaltungsarbeit im Technologieministerium durch 
die Anregungen des Bundesrechnungshofes soll 
künftig durch den Sachverstand der Industrie ver- 
stärkt werden. 

Die Minderheit (CDU/CSU) war dagegen der Mei- 
nung, daß zwar von der Bundesregierung zwischen- 
zeitlich Maßnahmen eingeleitet und erprobt worden 
seien, die jedoch nicht abgeschlossen und erprobt 
wären. Deshalb sei der Antrag hinsichtlich seiner 
Zielsetzung immer noch aktuell und sein Inhalt nicht 
überholt. Insbesondere müßte sich die Verwaltungs- 
arbeit des Technologieministeriums an den der For- 
schungsförderung angepaßten Bedingungen orien- 
tieren. Hierzu sollten unabhängige Organisations- 
sachversfändige Vorschläge ausarbeiten. Im übrigen 
müßte die Forschungsförderung auch darauf über- 
prüft werden, ob mit geringer Verwaltungsarbeit ein 
größerer Nutzen erzielt werden könne. 


Bonn, den 25. Marz 1974 

Dr. Stavenhagen Hoffie 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/865 — abzulehnen. 

Bonn, den 25. März 1974 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Weber (Heidelberg) Dr. Stavenhagen Hoffie 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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